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Jorgos Brouzos

Die Erwartungen an Giorgos Mavra­
ganis in seiner Heimat sind gross. 
Es liegt an ihm, die eingeschla­

fenen Verhandlungen über eine Abgel­
tungssteuer mit der Schweiz wieder vor­
anzubringen. Der stellvertretende griechi­
sche Finanzminister reiste deshalb vor 
wenigen Tagen in dringlicher Mission 
nach Bern. Obwohl seit längerem infor­
melle Gespräche stattfinden, wurde bis­
lang der Vertrag zwischen Bern und Athen 
nicht unterzeichnet. Das soll sich nun 
ändern, schliesslich braucht Griechen­
land dringend mehr Einnahmen.      

Bislang geheime Informationen aus 
dem griechischen Finanzministerium zei­
gen, dass in der Schweiz viel mehr zu ho­
len ist, als bis jetzt angenommen wurde. 
Alleine von 2009 bis 2011 flossen mehr als 
24 Milliarden Euro aus Hellas in die 
Schweiz, wie die Tageszeitung «Ta Nea» 
kürzlich schrieb. Hinzu kommen die Gel­
der, die schon zuvor in der Schweiz lagen. 

Um schneller an das Kapital zu kom­
men, könnte Griechenland nun ein Steuer­
amnestiegesetz erlassen. Mit der kom­
menden Abgeltungssteuer hätte der klam­
me Staat auch die perfekte Drohkulisse, 
um Milliarden unversteuerter Gelder ins 
Land zurückzuholen. 

Starker Zustrom
Noch vor kurzem ging Athen von ganz 

anderen Beträgen aus. Anfang Jahr sagte 
der damalige griechische Finanzminister 
Evangelos Venizelos, dass seit Ausbruch 
der Krise 16 Milliarden Euro ins Ausland 
geflossen seien. Nur rund 10 Prozent da­
von seien bei Schweizer Banken gelandet. 

Nun sind es gemäss Regierungsschätzun­
gen 15-Mal mehr. Auch wenn die 24 Mil­
liarden nicht nur Geldtransfers, sondern 
alle Geldflüsse zwischen den beiden Staa­
ten umfassen, also auch Firmenansiede­
lungen und Immobilienkäufe, so ist die 
Differenz zu den bisherigen Annahmen 
beachtlich. Das Interesse Griechenlands 
an einer Abgeltungssteuer mit der Schweiz  
nach deutschem Vorbild steigt deshalb. 
Man wolle «sobald als möglich ein derar­
tiges Abkommen mit der Schweiz unter­

zeichnen» , erklärt denn auch ein Sprecher 
des griechischen Finanzministeriums. Die 
Schweiz aber bremst. Laut Staatssekreta­
riat für internationale Finanzfragen dauert 
es wohl noch bis 2014, bis ein Abkommen 
in Kraft treten kann. 

Seit kurzem machen deshalb in Athen 
Gerüchte die Runde, wonach an einer  
Steueramnestie für unversteuerte Vermö­
gen im Ausland gearbeitet werde. Damit 
könnte Griechenland schneller und un­
komplizierter an das Geld gelangen. Das 

Finanzministerium in Athen bestätigt die 
Pläne nicht, doch gehen Insider bereits 
fest von der dritten Steueramnestie in den   
letzten zehn Jahren aus. Die letzten beiden 
Möglichkeiten zur Legalisierung wurden 
kaum genutzt. Das könnte nun anders 
sein. Denn das Finanzministerium könnte 
den Bürgern mit Schwarzgeld im Ausland 
unverhohlen mit einer schärferen Abgel­
tungssteuer drohen. 

Laut dem Athener Wirtschaftsanwalt 
Ilias Bissias sorgt die mögliche Amnestie 

unter den vermögenden Griechen bereits 
für helle Aufregung. «Wir erhalten sehr 
viele Anfragen von verunsicherten Klien­
ten», bestätigt er. Sie hätten ihr Geld meist 
schon seit Jahren legal in der Schweiz und 
scheuten die hohe Abgeltungssteuer. 

Für Griechen, die unversteuerte Ver­
mögenswerte in den letzten vier Jahren in 
die Schweiz brachten, ist die Lage einiges 
unangenehmer. «Wenn der griechische 
Staat ernsthaft ermitteln und die Spuren 
der Geldabflüsse in die Schweiz verfolgen 
will, dann haben die Betroffenen bald 
grosse Schwierigkeiten», so der Experte 
für griechisch-schweizerische Rechtsfra­
gen. Denn ihnen droht in Griechenland 
ein Strafverfahren wegen Steuerhinterzie­
hung sowie die Nachzahlung der entgan­
genen Steuer mitsamt Strafzuschlägen. 

Amnestie schlägt Abgeltung
Die Griechen mit Schwarzgeld müssen 

sich bald entscheiden, ob sie auf ein 
Abgeltungssteuer-Abkommen mit der 
Schweiz oder auf das Steueramnestiege­
setz setzen wollen. Die Wahl dürfte leicht 
fallen. Bei früheren Amnestien in Grie­
chenland betrug die Strafsteuer jeweils 
4 bis 8 Prozent. Damit wäre der Steuersatz 
deutlich tiefer als bei der Abgeltungssteuer, 
die 20 bis 40 Prozent betragen könnte. 
Bissias empfiehlt seinen Klienten daher, 
das Steueramnestiegesetz in Anspruch zu 
nehmen. Das Vermögen ist dann legali­
siert. Der griechische Kunde einer Schwei­
zer Bank muss sein Konto nicht auflösen. 

Darüber würden sich nicht nur die 
Schweizer Banken, sondern auch der 
stellvertretende Finanzminister Mavraga­
nis freuen. Denn er käme so schneller an 
dringend benötigte Einnahmen. 

Griechische List
Kapitalflucht In der Schweiz lagert mehr griechisches Schwarzgeld als bislang angenommen. Statt auf die  
Abgeltungssteuer zu warten, könnte Griechenland nun mit einer Steueramnestie unversteuertes Kapital zurückholen. 

Bancomat im 
Athener Bahnhof: 
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